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Vorwort 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
liebe Genossinnen und Genossen, 
 
vor Ihnen liegt der zweite „Monika Griefahn 
MdB Newsletter“.  
 
Ich wünsche wiederum eine spannende 
Lektüre! 
 
Ihre 

  

In dieser Ausgabe 
 

> Goethe in Nordkorea S. 1 

> Neuer Bundesverkehrswegeplan auf 
der Zielgeraden S.  

> Die Harburger Lernwelten  
– Bildungsoffensive für Harburg Stadt
und Land S.  

> Klasse  b der Alten Stadtschule Win-
sen ist Preisträger des Schülerwett-
bewerbs  „Bio find ich Kuh-l“ S. 

> Monika Griefahn zu Besuch bei den 
NGG-Senioren S.  

> CDU-Landesregierung streicht Mittel 
gegen Rechtsextremismus und ge-
fährdet Innere Sicherheit / Aktions-
kreis Gesicht zeigen! im Landkreis 
Harburg erhält keine Fördermittel 
mehr S.  

> Erfolgreiche Lärmsanierung an Schie-
nenstrecke in Jesteburg S.  

> Monika Griefahns Sommertour  
steht bevor S.  

> Ausbildungspakt dank Ausbildungs-
umlage S.  

> Monika Griefahn fordert mehr Aus-
bildungsplätze S. 1 

> Daten und Fakten zur Ausbildungs-
situation S. 1 

> Politik im Internet: Aktuelle Link-
Tipps S. 11 

> Aktuelle Termine S. 1 

 

Goethe in Nordkorea 
Goethe-Institut eröffnete am . Juni  in Pjöngyang ein Informationszentrum 
Monika Griefahn MdB 
nahm an der Eröffnung 
des Goethe-Informations-
zentrums in der nordko-
reanischen Hauptstadt 
Pjöngyang teil. Unter dem 
offiziellen Titel „Vermitt-
lungsstelle für Deutsche 
Wissenschaftliche und 
Technische Literatur im 
Goethe-Informationszen-
trum Pjöngyang“ eröffne-
ten die Präsidentin des 
Goethe-Instituts Jutta 
Limbach und Monika 
Griefahn am . Juni in 
der nordkoreanischen 

Hauptstadt ein deutsches 
Informationszentrum. 
Der Delegation gehörten 
auch Vertreter der Frank-
furter Buchmesse an, die 
Gespräche im Hinblick 
auf den Auftritt Koreas 
auf der Buchmesse  
führten. Monika Griefahn 
sagte dazu: „Es ist schon 
ein bewegendes Ereignis, 
denn die Demokratische 
Volksrepublik Korea hat 
zum ersten Mal ein In-
formationszentrum die-
ser Art geduldet. Ich dan-
ke allen Seiten für die 

teilweise sehr komplizier-
te Vorbereitung und den 
unermüdlichen Einsatz, 
den dieses Vorhaben mit 
sich brachte. Es ist ein 
großer Erfolg für deutsche 
Auswärtige Kulturpolitik. 
Der Dialog der Kulturen 
und der Fokus auf den 
kulturellen Austausch 
finden hier ihren schöns-
ten Ausdruck in einem 
Land, dessen Situation 
mehr als schwierig ist. 
Das dennoch auf koreani-
scher Seite ein großes In-
teresse besteht, die Kul-

turbeziehungen zu forcie-
ren bzw. sie überhaupt zu 
begründen, finde ich ein 
bemerkenswertes Ereig-
nis.“ Das im Chollima-
Kulturhaus untergebrach-
te Informationszentrum 
ist der . Lesesaal, den 
das Goethe Institut welt-
weit eröffnet. Geplant 
wurde das Projekt zu-
sammen mit der deutsch-
koreanischen Freund-
schaftsgesellschaft. 
 
Internet: 
www.goethe-institut.de 

 

www.goethe-institut.de
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Neuer Bundesverkehrswegeplan auf der Zielgeraden 
Regionale Verkehrsinfrastruktur wird deutlich verbessert 
Der neue Bundesver-
kehrswegeplan befindet 
sich auf der Zielgeraden. 
Mit dem Bundesver-
kehrswegeplan werden 
die Weichen für die zu-
künftige Verkehrspolitik 
gestellt. Am 1. Juni pas-
sierten die Anträge der 
Koalition zum Fernstra-
ßenausbaugesetz und 
zum Schienenwegeaus-
baugesetz  den Ver-
kehrsausschuss des Deut-
schen Bundestages. Beide 
Gesetze, das Fernstra-
ßenausbaugesetz und das  
Schienenwegeausbauge-
setz, werden in ./. Le-
sung im Deutschen Bun-
destag am 1. Juli  be-
raten werden. Das Schie-
nenwegeausbaugesetz ist 
zustimmungspflichtig; es 
muss also noch durch den 
Bundesrat. 
 
Monika Griefahn zeigte 
sich sehr zufrieden mit 
dem Fortgang der Bera-
tungen: „Der neue Bun-
desverkehrswegeplan 
bringt deutliche Verbes-
serungen für die Ver-
kehrsinfrastruktur in 
meinem Wahlkreis. Die 
Finanzierung der Ver-
kehrswege erfolgt wie üb-
lich aus Haushaltsmitteln 
des Bundes.“  
 
Verkehrsprojekte im 
Landkreis Harburg 
 
Konkret enthält der Bun-
desverkehrswegeplan im 
Vordringlichen Bedarf 
nun die Weiterführung 
der A  bis Hamburg, die 
Ortsumgehung Neu 
Wulmstorf (=Anbindung 
der B  an die A ), den 
sechsspurigen Ausbau der 
A 1 ab dem Autobahn-
dreieck Buchholz bis Bre-
men, sowie die Ortsum-
gehung B  Dibber-
sen/Buchholz.  
 

 
 
Das schon im Anti-Stau-
Programm enthaltene . 
Gleis zwischen Stelle und 
Lüneburg steht in keiner 
Form mehr zur Dispositi-
on und wird sicher im 
neuen Bundesverkehrs-
wegeplan enthalten sein. 
Man rechnet mit Projekt-
kosten für das . Gleis in 
Höhe von , Millionen 
Euro.  
 
Für ganz Niedersachsen 
wichtig ist der Bau der A 
 zwischen Lüneburg 
und Wolfsburg. Hier 
konnte im Zuge der Bera-
tungen die gesamte A  
in den Vordringlichen Be-
darf heraufgestuft werden.  
 
Zahlreiche  weitere Ver-
kehrsprojekte konnten 
darüber hinaus in den 
Weiteren Bedarf aufge-
nommen werden wie z.B. 
die Ortsumgehung Elstorf.  
 
In den Beratungen der 
SPD-Landesgruppe habe 
ich erreicht, dass die 
Ortsumgehung B  To-
stedt / Wistedt, die ur-
sprünglich überhaupt 
nicht für den Bundesver-
kehrswegeplan vorgese-
hen war, in den Weiteren 
Bedarf mit Planungsrecht 
aufgenommen werden 
konnte.  
 
Der neue Bundesver-
kehrswegeplan ist damit 
ein großer Schritt nach 
vorn für die Verkehrsinf-
rastruktur im Landkreis 
Harburg. 
 

In Richtung CDU führt 
Monika Griefahn aus: 
„Die CDU hat versucht, 
ein ganzes Paket an wei-
teren Projekten in den 
Vordringlichen Bedarf 
aufzunehmen, ohne aber 
zu erläutern, wie diese 
finanziert werden können 
oder welche anderen Ver-
kehrsprojekte stattdessen 
entfallen sollen. Diese 
Vorgehensweise ist unse-
riös und populistisch.“ 
 
Verkehrsprojekte im 
Landkreis Soltau-
Fallingbostel 
 
„Für den Landkreis Sol-
tau-Fallingbostel hat es 
keine Überraschungen 
gegeben. Im Zuge der 
Aufstellung des Bundes-
verkehrswegeplanes hat-
te ich Kontakt zu den 
Kommunen aufgenom-
men und dabei erfahren, 
dass größtenteils Planun-
gen für Ortsumgehungen 
noch nicht weit fortge-
schritten sind. Einige frü-
her ins Auge gefasste 
Trassen sind inzwischen 
anderer Nutzung zuge-
führt worden, so dass völ-
lig neu geplant werden 
muss, also eine Einstu-
fung in den vordringli-
chen Bedarf nicht als Prio-
rität galt.“  
 
Monika Griefahn ist zu-
frieden, dass einige SFA-
Projekte ihres Wahlkrei-
ses in den weiteren Be-
darf aufgenommen wer-
den. Es handelt sich dabei 
um die Ortsumgehung 
Walsrode und die Orts-
umgehung Rethem. Letzt-
genannte ist mit dem Zu-
satz „mit festgestelltem 
hohen ökologischen Risi-
ko“ versehen worden. 
„Verkehrsprojekte, die in 
den Vordringlichen Be-
darf eingestuft sind, ha-
ben gute Chancen, bis 

spätestens 1 finanziert 
und verwirklicht zu wer-
den. Bei Projekten des 
Weiteren Bedarfs ist die-
ses nicht sichergestellt; 
sie haben jedoch eher als 
andere Projekte die Chan-
ce, bei einer Fortschrei-
bung des Bundesver-
kehrswegeplans dann in 
den Vordringlichen Be-
darf aufgenommen zu 
werden. Projekte mit Pla-
nungsrecht können eher 
geplant werden und da-
mit leichter von einer 
Fortschreibung des Bun-
desverkehrswegeplans 
profitieren“, erläuterte die 
Bundestagsabgeordnete.  
 
Dies gilt für den Auto-
bahnabschnitt zwischen 
Soltau Ost und Walsrode 
der Autobahn . Dort ist 
der Ausbau von vier auf 
sechs Fahrstreifen als 
„weiterer Bedarf mit Pla-
nungsrecht“ gekenn-
zeichnet. Der Ausbau des 
Abschnitts der A  zwi-
schen Walsrode und 
Hannover Nord von sechs 
auf acht Fahrstreifen ist 
in den Weiteren Bedarf 
aufgenommen worden.  
 
„Das jetzt erzielte Ergeb-
nis der Beratungen im 
Verkehrsausschuss ist das 
Resultat konstruktiver 
Abwägungen der Priori-
tät. Es gibt immer Projek-
te, die vor Ort gewünscht 
werden, aber nicht die er-
forderliche Punktezahl in 
der Bewertung erreichen. 
 
Weitere Informationen  
als Pressemitteilung Nr. 
/ unter: 
www.monika-griefahn.de  
 
Als Anlage der Presse-
mitteilung ist dort eine 
Tabelle mit allen im Bun-
desverkehrswegeplan ent-
haltenen Verkehrsprojek-
ten der Region erhältlich. 

 

www.monika-griefahn.de
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Die Harburger Lernwelten – Bildungsoffensive  
für Harburg Stadt und Land 
. Öffentliches Plenum im Harburger Rieckhof / Monika Griefahn hielt Grußwort 
Die Harburger Lernwelten 
sind eine „Lernende Regi-
on“, das heißt ein Bil-
dungsnetzwerk für Har-
burg Stadt und Land. Im 
Harburger Rieckhof fand 
jetzt das . Öffentliche 
Plenum der Harburger 
Lernwelten statt. Nach-
dem sich die Harburger 
Lernwelten seit einem 
Jahr in der Durchfüh-
rungsphase befinden, 
wurden nun die ersten 
Ergebnisse der Projektar-
beit öffentlich präsen-
tiert. Die SPD-
Bundestagsabgeordnete 
Monika Griefahn hielt ein 
Grußwort. Monika Grie-
fahn: „Ich freue mich, 
dass die Arbeit der Har-
burger Lernwelten nun 
erste Früchte trägt. Mit 
seinen  Kooperations-
partnern tragen die Har-
burger Lernwelten dazu 
bei, vorhandene Bildungs-
träger stärker zu vernet-
zen, das Aus- und Weiter-
bildungsangebot zu stär-
ken und neue Akzente in 
der Bildungspolitik zu 
setzen. Ein wichtiges Teil-
projekt ist z.B. die Qualifi-
zierung von Berufsrück-
kehrerinnen für den Ar-
beitsmarkt.“ Das Bun-
desministerium für Bil-
dung und Forschung för-
dert in enger Absprache 
mit den Ländern gegen-
wärtig  Lernende Regi-
onen im Rahmen dieses 
Programms. Bis  ste-
hen für das Programm 
bundesweit insgesamt 
voraussichtlich rund 11 
Mio. EUR zur Verfügung. 
1 Mio. EUR stammen da-
bei aus dem Europäischen 
Sozialfonds. Seit  mit 
dabei sind auch die Har-
burger Lernwelten, wofür 
die SPD-Bundestagsabge-
ordnete Monika Griefahn 
sich bei der Bundesminis-
terin für Wissenschaft 

 und Forschung, Edelgard 
Bulmahn, nachdrücklich 
eingesetzt hat. Die Durch-
führungsphase der Har-
burger Lernwelten läuft, 
nach einer vorherigen 
einjährigen Planungspha-
se, vom 1. April  bis 
zum 1. März  ge-
nehmigt. Die Harburger 
Lernwelten werden vom 
Bund und der Europäi-
schen Union mit insge-
samt rund 1, Millionen 
EUR gefördert. 
 
Die Harburger Lernwelten 
arbeiten in fünf Teilpro-
jekten und einer Arbeits-
gruppe: 
 
■ Teilprojekt 1: 
Mehr Chancen für Haupt-
schüler - Schulnetzwerk 
für die Region, Teilpro-
jektnehmerin: Kreisvolks-
hochschule im Landkreis 
Harburg 
 
■ Teilprojekt : 
Qualifizierung von Be-
rufsrückkehrerinnen 
Teilprojektnehmerin: Bil-
dungswerk ver.di in Nie-
dersachsen e.V. in Koope-
ration mit der Akademie 
des Handwerks 
 
■ Teilprojekt :  
Bachelor und Master im 
Handwerk - Intergration 
Lernstarker durch Ent-
wicklung praxisorientier-
ter akademischer Bil-
dungswege 
Teilprojektnehmerin: 
Handwerkskammer 
Hamburg in Kooperation 
mit der Handwerkskam-
mer Lüneburg-Stade 
 
■ Teilprojekt :  
Potenziale nutzen durch 
interkulturelle Bildungs-
module 
Teilprojektnehmerin: 
Hamburger Volkshoch-
schule 
 

 
■ Teilprojekt :  
Bildungsberatung 
Teilprojektnehmerin: 
Handwerkskammer 
Hamburg  
 
■ AG : Ermitt-
lung des Qualifizierungs- 
und Beschäftigungsbe-
darfs von Unternehmen 
 

 
Die vollständige Presse-
mitteilung Nr. 1 /  
ist abzurufen unter 
www.monika-griefahn.de  
Dort findet sich auch das 
Grußwort von Monika 
Griefahn MdB zum .  
Öffentliches Plenum der 
Harburger Lernwelten, 
„Eine Bildungsoffensive 
für Harburg Stadt und 
Land“, gehalten im Kul-
turzentrum Rieckhof in 
Hamburg-Harburg am  
. Juni . 
 
Die Harburger Lernwelten 
im Internet 
www.halewe.de 
 
Die Lernenden Regionen 
bundesweit im Internet 
http://1.../dlr/    

 

www.halewe.de
http://217.69.234.77/dlr/
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Klasse  b der Alten Stadtschule Winsen ist Preisträger  
des Schülerwettbewerbs  „Bio find ich Kuh-l“  
Monika Griefahn gratulierte den Preisträgern 
. Schüler haben sich 
am zweiten bundeswei-
ten Wettbewerb  
„Bio find ich Kuh-l – Und 
ihr?!“ beteiligt, den das 
Bundesverbraucherminis-
terium ausgeschrieben 
hatte. Zu den 1 Preisträ-
gern in der Altersgruppe I 
(1. bis . Klasse) gehört 
auch der Beitrag von  
Schülerinnen und Schü-
lern der Klasse  b der Al-
ten Stadtschule in Winsen 
(Luhe). Ausgezeichnet 
wurde ihr Plakat „Men-
schen wollen frei sein, 
Tiere auch“. Als Preis er-
halten alle Schülerinnen 
und Schüler der Klasse T-
Shirts. Die SPD-
Bundestagsabgeordnete 
Monika Griefahn gratu-
liert den Schülerinnen 
und Schülern für Ihren 
Einsatz. Monika Griefahn: 
„Umwelt und Verbrau-

cherschutz gehören zu-
sammen. Wenn Kinder 
den richtigen Umgang 
mit Lebensmitteln lernen, 
erleben sie nicht nur, dass 
Biowaren gut schmecken, 
sondern auch gut für das 
Klima, für das Wasser und 
für die Artenvielfalt sind.“ 
Der Parlamentarische 
Staatssekretär im Bun-
desverbraucherministeri-
um Matthias Berninger 
zeichnete am Montag, 
dem . Juni , die drei 
besten Wettbewerbsbei-
träge des bundesweiten 
Schülerwettbewerbs „Bio 
find ich Kuh-l – Und ihr?!“ 
mit dem „Öko-Oskar“ aus. 
Die Hauptpreisträger der 
Klassen  bis 1 (drei 
Schulklassen) gewinnen 
jeweils eine zweitägige 
Berlinreise. Eine fachkun-
dige Bundesjury hat ne-
ben den Hauptpreisträ-

gern die zehn kreativsten 
und originellsten Arbeiten 
in vier Altersgruppen 
ausgewählt. Ausgezeich-
net wurde dabei auch der 
erwähnte Beitrag von  
Schülerinnen und Schü-
lern der Klasse  b der Al-
ten Stadtschule in Winsen 
(Luhe). Insgesamt haben 
. Schüler den Öko-
Landbau und den Weg 
der Bio-Lebensmittel vom 
Acker bis zum Teller unter 
die Lupe genommen und 
einzeln, in Gruppen oder 
mit der ganzen Klasse 
Wettbewerbsarbeiten er-
stellt. Die insgesamt  
kreativen Beiträge begeis-
tern, sie reichen von Öko-
Songs über Plakate, Mo-
delle, Spiele, Webseiten 
bis hin zu Videofilmen 
und Hörspielen.  
 

 
 
Internetseite des  
Schülerwettbewerbs 
„Bio find ich Kuh-l“ 
www.bio-find-ich-kuhl.de 
 
Das Bio-Siegel für Produk-
te des ökologischen 
Landbaus 
www.bio-siegel.de 
 
Ökolandbau – Das Infor-
mationsportal zum Öko-
landbau für Verbraucher, 
Großverbraucher, Erzeu-
ger, Verarbeiter und Händ-
ler, mit zusätzlichen spe-
ziellen Informationen für 
Kinder und Jugendliche 
www.oekolandbau.de 

 
 
Hintergrund: Bioprodukte und das Bio-Siegel 
Es gibt viele gute Gründe, 
die für das Bio-Siegel 
sprechen. Wer Bio-
Produkte kauft, setzt auf 
Klasse statt auf Masse. 
Gesunde Produkte um-
weltschonend zu erzeu-
gen ist oberstes Ziel aller 
Bio-Landwirte. Doch „un-
gespritzt“ allein macht 
aus einer Möhre oder Kar-
toffel noch kein Bio-
Gemüse. Verbraucherin-
nen und Verbraucher, die 
sich für Produkte mit dem 
Bio-Siegel entscheiden, 
erhalten nicht nur quali-
tativ hochwertige Produk-
te, die schmecken, son-
dern auch die Sicherheit, 
dass da, wo „Bio“ drauf-
steht, auch „Bio“ drin ist.  
 
 

 

 
 
Das Bio-Siegel garantiert, 
dass die gekennzeichne-
ten Produkte durch eine 
Landwirtschaft erzeugt 
werden, die 
 
■  ihren Pflanzenschutz 

auf vorbeugende Maß-
nahmen konzentriert 

 
■ auf mineralischen 

Stickstoffdünger ver-
zichtet 
 

■  tiergerechte Haltung 
beinhaltet 
 

■  Boden, Wasser und 
Luft schützt 
 

■  hilft, die Artenvielfalt 
zu erhalten 
 

■  den Energieverbrauch 
vermindert und die 
Rohstoffreserven 
schont 

 
■  eine Kreislaufwirt-

schaft mit möglichst 
geschlossenen Nähr-
stoffzyklen anstrebt 
 

■  Sicherheit durch 
Richtlinien und 
Kontrollen garantiert 
 

■  Transparenz bei der 
Erzeugung und Her-
stellung von Lebens-
mitteln bietet 
 

■  auf Gentechnik ver-
zichtet 

 
 

 
 
Das Bio-Siegel für Produk-
te des ökologischen 
Landbaus 
www.bio-siegel.de 
 

 
 

www.bio-find-ich-kuhl.de
www.oekolandbau.de
www.bio-siegel.de
www.bio-siegel.de
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Monika Griefahn zu Besuch bei den NGG-Senioren 
Die Seniorengruppe der 
Gewerkschaft Nahrung, 
Genuss, Gaststätten im 
Landkreis Soltau-Falling-
bostel hatte die SPD-
Bundestagsabgeordnete 
Monika Griefahn zu ihrer 
Monatsversammlung ein-
geladen, um mit ihr über 
die Umstrukturierungen 
im Bereich der sozialen 
Sicherung zu diskutieren. 
Im Vorfeld hatten sie sich 
mit einem Schreiben an 
die Abgeordnete gewandt 
und sich über die Auswir-
kungen der Reformen be-
klagt. Der Saal im Gast-
haus Voltmer in Honer-
dingen war gut besetzt, 
als Horst Heller, der Vor-
sitzende der NGG-
Seniorengruppe, noch 
einmal die hauptsächli-
chen Kritikpunkte hervor-
hob, besonders im Be-
reich der Rente. Monika 
Griefahn wies darauf hin, 
dass es immer weniger 
Kinder gibt und immer 
weniger Beitragszahler in 
die Sozialsysteme einzah-
len. Auf der anderen Seite 
müssten immer mehr 
Menschen aus diesem  

System finanziert wer-
den. Hier sei die Zeit für 
Reformen gekommen, um 
entsprechende Vorsorge 
zum Erhalt der Sozialsys-
teme zu treffen. Bei den 
Altersrenten sei es so ge-
wesen, dass das Bundes-
verfassungsgericht eine 
Gleichbehandlung bei der 
Besteuerung der Alters-
einkünfte bei Beamten 
und Angestellten gefor-
dert hatte. Sie wies auf 
den langen Übergangs-
zeitrum bis zum Jahr 
 hin, bis Renten in 
einer bestimmten Höhe 
schrittweise steuerpflich-
tig werden. Bestandsren-
ten und Neurenten des 
Jahres  bleiben bis zu 
einem Betrag von 1. 
Euro pro Jahr bei Allein-
stehenden und . Eu-
ro bei Verheirateten auch 
nach dem neuen Recht 
steuerfrei. Damit werden 
 % der Rentenbezieher 
auch nach dem neuen 
Recht nicht steuerbelas-
tet. Die  NGG-Senioren 
hatten befürchtet, ihre 
Rente ab sofort voll ver-
steuern zu müssen, und  

waren dankbar für die In-
formationen: „Warum 
hat es uns niemand vor-
her so genau erzählt?“ 
Monika Griefahn bat die 
Senioren, „auch wenn es  

teilweise hart ist“, um So-
lidarität mit der jüngeren 
Generation. Einige Detail-
fragen, besonders zur Ge-
sundheitsreform, nahm 
sie zur Klärung mit nach 
Berlin.   

 

CDU-Landesregierung streicht Mittel gegen Rechtsextremis-
mus und gefährdet Innere Sicherheit / Aktionkreis Gesicht  
zeigen! im Landkreis Harburg erhält keine Fördermittel mehr 
Der „Aktionskreis Gesicht 
zeigen! im Lkr. Harburg“ 
erhält für  keine För-
dermittel mehr von der 
Niedersächsischen Lan-
deszentrale für politische 
Bildung und kann deshalb 
seine Arbeit gegen 
Rechtsextremismus und 
Gewalt nur noch einge-
schränkt fortsetzen. Über 
 Projektträger in Nie-
dersachsen sind betrof-
fen. Über die Niedersäch-
sische Landeszentrale für 
politische Bildung (NLpB) 
wurden noch unter Minis-
terpräsident Sigmar Gab-
riel (SPD) erstmalig für 
1 im Landeshaushalt 
Mittel zur Förderung von 

Initiativen zur Verfügung 
gestellt, „die sich gegen 
die Verletzung der Men-
schenwürde richten und 
der Aufklärung von Ursa-
chen von Gewalt, der 
Entgegnung des Extre-
mismus sowie der Prä-
vention dienen“. An Mit-
teln wurden niedersach-
senweit bereitgestellt 
.1 € für 1, 
. € für  und 
ebenfalls . € für 
. Im Haushaltsent-
wurf  waren zu-
nächst  noch . € 
für  angesetzt. Bis 
Anfang Mai  waren 
 Anträge für Projekte 
gegen Rechtsextremis-

mus bei der NLpB einge-
gangen mit einem Fi-
nanzvolumen von 
1. €. Nun kam das 
Aus für die politische Bil-
dung und die Initiativen: 
In  stehen nach dem 
Willen der CDU-
Landesregierung nur noch 
. € für  Projekte 
zur Verfügung. Die SPD-
Bundestagsabgeordnete 
Monika Griefahn kom-
mentiert die Politik der 
CDU-FDP-
Landesregierung wie 
folgt: „Über die grund-
sätzliche Notwendigkeit, 
im Landeshaushalt zu 
sparen, kann es keinen 
Streit geben. Die CDU-

FDP-Landesregierung 
setzt jedoch die falschen 
Prioritäten. Es ist auch ei-
ne Frage der politischen 
Prioritätensetzung, ob die 
wichtige Arbeit von Kir-
chen, Vereinen und Ver-
bänden gegen Gewalt 
und Rechtsextremismus 
fortgesetzt werden kann 
und ob die Politische Bil-
dung in Niedersachsen 
kaputt gespart wird. Statt 
Jugendarbeit, Hausauf-
gabenhilfe, politische Bil-
dung, Gewalt- und Krimi-
nalprävention zu fördern, 
setzen CDU und FDP nur 
noch auf Polizei, Justiz 
und Verfassungsschutz. 
Die Arbeit von Polizei und 

 
Die Bundestagsabgeordnete Monika Griefahn (rechts) 
informierte die NGG-Senioren über die Änderungen 
bei den Sozialsystemen. Neben ihr Horst Heller, der 
Vorsitzende der Seniorengruppe, sowie Ingrid Heller. 
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Verfassungsschutz ist si-
cherlich wichtig, es ist a-
ber unsinnig, erst dann 
aktiv zu werden, wenn 
Jugendliche bereits kri-
minell und rechtsextrem 
geworden sind.“ Der nie-
dersächsische Kultusmi-
nister Bernd Busemann 
schrieb an Monika Grie-
fahn noch am . Januar 
: „Die Sondermittel 
für Initiativen und Aktio-
nen gegen Rechtsextre-
mismus, Gewalt und 
Fremdenfeindlichkeit, die 
seinerzeit Ministerpräsi-
dent Gabriel bereit ge-
stellt und später noch 
einmal erhöht hatte, 
wurden und werden von 

der Landeszentrale für 
politische Bildung bewirt-
schaftet. Diese Mittel sind 
für das Haushaltsjahr 
 halbiert worden. 
Dahinter steckt nicht fins-
terer politischer Wille, 
sondern schlicht und ein-
fach die Tatsache, dass im 
Jahre  die Zahl der 
Antragsteller zurückge-
gangen ist, dass der Ei-
genanteil der Antragstel-
ler sich erhöht hat und 
dass die organisatorische 
und inhaltliche Beratung 
der Landeszentrale zu ei-
nem sinnvollerem Einsatz 
der Mittel geführt hat. 
Wir haben in  mit ge-
ringeren Mitteln die glei-

che Anzahl von Projekten 
gefördert wie im Jahr zu-
vor. Mit der Entwicklung 
bin ich sehr zufrieden. […] 
von einer gänzlichen 
Streichung der Mittel, wie 
Sie befürchten, kann kei-
ne Rede sein.“ Monika 
Griefahn: „Nur vier Mo-
nate später entpuppen 
sich die Aussagen von 
Kultusminister Busemann 
als glatte Lüge. Wenn der 
Haushaltsansatz von 
. € () auf 
. € () herun-
tergesetzt wird, kommt 
dies beinahe einer Strei-
chung gleich.“ Die Vorsit-
zende des Kuratoriums 
der Landeszentrale für 

politische Bildung, Frau 
Irmgard Vogelsang (MdL 
CDU), teilte Monika Grie-
fahn auf Ihre Anfrage hin 
im Januar mit:  „Die Mit-
tel zur Bekämpfung des 
Rechtsextremismus sind 
in der Tat reduziert wor-
den, jedoch aus dem ein-
fachen Grund, weil sie im 
vergangenen Jahr nur fast 
zur Hälfte abgerufen 
worden sind.“ Der FDP-
Fraktionsvorsitzende Dr. 
Philipp Rösler MdL ver-
weist nur lapidar auf die 
Notwendigkeit zum Spa-
ren, ohne sich zur Sache 
zu äußern. 

_____________________________________________________________________________________________________________________________________________________ 
 

Monika Griefahn dazu: 
„Die Stellungnahmen von 
Herrn Kultusminister 
Bernd Busemann und 
Frau Irmgard Vogelsang 
sind an Dreistigkeit nicht 
zu überbieten. Was ist der 
wahre Grund, dass nur 
zwei Drittel der Mittel in 
 abgerufen worden 
sind? – Zahlreiche Initia-
tiven hätten die Mittel 
gerne in Anspruch ge-
nommen und haben 
rechtzeitig Anträge bei 
der Landeszentrale ge-
stellt. Aufgrund des Re-
gierungswechsels und ei-
ner Hinhaltetaktik von 
CDU und FDP wurden die 
Mittelzusagen immer 
weiter verzögert. Den 
endgültigen Zuwen-
dungsbescheid erhielt z.B. 
der „Aktionskreis Gesicht 
zeigen! im Lkr. Harburg“ 
jedoch erst am 1. August 
. Diese Gelder muss-
ten dann schon bis zum . 
Dezember  verwen-
det worden sein. Alle 
Maßnahmen, die vorher 
begonnen worden waren, 
konnten wegen „vorzeiti-
gen Maßnahmenbe-
ginns“ nicht mehr geför-
dert werden. Kostenin-
tensive Maßnahmen 
konnten gar nicht begon-
nen werden, weil vor dem 
1. August keine Pla-
nungssicherheit gegeben 
war. Anträge auf vorzeiti-

gen Maßnahmenbeginn 
wurden von der Landes-
zentrale mit Verweis auf 
den Runderlass des Fi-
nanzministers abgelehnt. 
Die Vereine hatten also 
nur etwa  ½ Monate Zeit, 
Veranstaltungen zu pla-
nen und durchzuführen. 
Da wundert es dann 
schon nicht mehr, wenn 
nicht alles Geld bei den 
Initiativen ankam! Trotz-
dem sind  rund 
. € von . € 
für die Bekämpfung des 
Rechtsextremismus ver-
wandt worden. Gefördert 
wurden  1 Theater-
veranstaltungen, 1 In-
formationsveranstaltun-
gen, 1 Trainingsmaß-
nahmen in Schule,  Aus-
stellungen und  interna-
tionale Begegnungen. 
Und nun werden die Mit-
tel unverantwortlicher-
weise auf . € ge-
kürzt. Neben dem Ju-
gendcamp in Bergen Bel-
sen und einer weiteren 
Initiative („Weiße Rose“) 
werden in ganz Nieder-
sachsen keine weiteren 
Initiativen mehr geför-
dert. Das ist ein Skandal.“ 
Der Vorsitzende der SPD-
Fraktion im Niedersächsi-
schen Landtag, Sigmar 
Gabriel, teilte Monika 
Griefahn dagegen mit: 
„Ich teile Ihre formulier-
ten Sorgen und bestätige 

die Befürchtungen, dass 
diese Kürzungen langfris-
tig die Arbeit der Initiati-
ven gegen Rechtsextre-
mismus gefährden wird. 
Während der Haushalts-
beratungen hat die SPD-
Landtagsfraktion deswe-
gen beantragt, diese Kür-
zungen wieder zurück zu 
nehmen. Leider aus 
Gründen der Mehrheits-
verhältnisse ohne Erfolg.“ 
Sebastian Edathy, Spre-
cher der AG Rechtsextre-
mismus der SPD-
Bundestagsfraktion: „Der 
Rechtsextremismus ist 
weiterhin eine große Her-
ausforderung für unsere 
Demokratie. Von den ins-
gesamt 1. extremisti-
schen Straftaten, die im 
Jahr  erfasst wurden, 
sind allein 1. dem 
Rechtsextremismus zu-
zuordnen. Damit ist die 
Anzahl rechtsextremisti-
scher Straftaten gegen-
über  (1.) nur 
wenig gesunken. Leider 
ist auch die Zahl der in 
diesen Daten enthaltenen 
rechtsextremistischen 
Gewalttaten mit  ge-
genüber  () kaum 
zurückgegangen. Beson-
deren Anlass zur Sorge 
bietet in diesem Zusam-
menhang der Anstieg an-
tisemitisch motivierter 
Gewalttaten, deren Zahl 
um sieben auf  gestie-

gen ist. Die Neonazi-
Szene ist in Deutschland 
im letzten Jahr personell 
stark gewachsen. Die kla-
re Konsequenz aus den 
aktuellen Zahlen: Staat 
und Zivilgesellschaft dür-
fen bei der Bekämpfung 
und Prävention von 
Rechtsextremismus nicht 
nachlassen.“ 
Monika Griefahn weiter: 
„Es ist nicht akzeptabel, 
dass sich das Land aus der 
Bekämpfung des Rechts-
extremismus zurückzieht. 
Die SPD-Bundestags-
fraktion hat dagegen er-
reicht, dass im Jahr  
1 Millionen € für das 
Programm ‚entimon- ge-
meinsam gegen Gewalt 
und Rechtsextremismus’ 
und  Millionen € für das 
Programm ‚civitas – initi-
ativ gegen Rechtsextre-
mismus in den neuen 
Bundesländern’ zur Ver-
fügung stehen. Außer-
dem hat die Bundesregie-
rung im Jahr  das 
Programm "XENOS - Le-
ben und Arbeiten in Viel-
falt" mit der Zielsetzung 
der Verknüpfung von Ak-
tivitäten gegen Rassis-
mus, Fremdenfeindlich-
keit und Intoleranz und 
Maßnahmen gegen Aus-
grenzung und Diskrimi-
nierung auf dem Ar-
beitsmarkt sowie aus 
dem Bereich der schuli-
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schen und beruflichen 
Bildung entwickelt. Für 
dieses Programm stellt 
die Bundesregierung auf 
Grund der großen Reso-
nanz bis  ca.  Mio. 
€ aus dem Europäischen 
Sozialfonds zur Verfü-
gung. Durch die Länder 
und Kommunen 
und/oder durch Eigen- 
und Drittmittel sind die 
Projekte und Initiativen 
entsprechend komple-
mentär zu finanzieren. 
Mittlerweile haben  
XENOS-Projekte mit ihrer 
Arbeit begonnen. Diese 
umfassen ein ESF-

Fördervolumen von ca.  
Mio. €. Bis zum Jahresen-
de sollen weitere  Pro-
jekte in die Förderung 
aufgenommen werden. 
Diese guten und sinnvol-
len Bundesprogramme 
vor allem des Bundesmi-
nisteriums für Familie, 
Senioren, Frauen und Ju-
gend können aber leider 
nicht die jetzt beinahe 
eingestellte Förderung 
des Landes ersetzen.“ 
 
 
 

 
 
Weiterführende Links: 
 
CIVITAS - initiativ gegen 
Rechtsextremismus in 
den neuen Bundeslän-
dern - Maßnahmen zur 
Stärkung der demokrati-
schen Kultur und zur Be-
kämpfung von Rechts-
extremismus, Fremden-
feindlichkeit und Antise-
mitismus 
www.jugendstiftung-
civitas.org 

 
 
ENTIMON - Gemeinsam 
gegen Gewalt und 
Rechtsextremismus 
Programm fördert die 
Einübung in Toleranz und 
Gewalt zu bekämpfen 
www.entimon.de 
 

 
 

Erfolgreiche Lärmsanierung an Schienenstrecke in Jesteburg 
Staatssekretärin Angelika Mertens und Monika Griefahn informierten bei einem Ortstermin in 
Jesteburg / Lärmsanierung kommt im Lkr. Harburg voran 
Die Parlamentarische 
Staatssekretärin Angelika 
Mertens und die Bundes-
tagsabgeordnete Monika 
Griefahn haben jetzt bei 
einem Ortstermin in Jes-
teburg über den aktuellen 
Stand des Programms 
„Lärmsanierung an be-
stehenden Schienenwe-
gen des Bundes“ infor-
miert und den Baufort-
schritt von Lärmschutz-
maßnahmen in Jesteburg 
besichtigt.  In Jesteburg 
laufen die Arbeiten für 
den Bau von insgesamt 
drei Schallschutzwänden 
entlang der Bahnstrecke 
Maschen–Buchholz der-
zeit auf Hochtouren. Die 
aus Leichtmetallelemen-
ten bestehenden Wände 
haben eine Gesamtlänge 
von . Meter und sind 
zur Gleisseite hin hoch 
absorbierend ausgebildet, 
um Schallreflexionen zu 
vermeiden.  „Durch die 
Maßnahmen des Lärmsa-
nierungsprogramms wer-
den die Bewohner der be-
troffenen Häuser und 
Wohnungen, insbesonde-
re in den unteren Stock-
werken, erheblich vom 
Lärm der vorbeifahrenden 
Züge entlastet. Von der 
Wirkung der Schall-
schutzwände profitieren 

aber auch die Anwohner 
weiter hinten liegender 
Wohnbereiche“, erläuter-
te Peter Winter, Gesamt-
projektleiter Lärmsanie-
rung bei der zuständigen 
DB ProjektBau GmbH in 
Köln. Projektleiter vor Ort 
in Jesteburg ist Herr Her-
bert Neumann von der DB 
ProjektBau. „Wir sind sehr 
zufrieden mit der Umset-
zung der Maßnahmen 
aus dem Bundespro-
gramm“, kommentierten 
Angelika Mertens und 
Monika Griefahn überein-
stimmend die bisherige 
Bilanz des Programms. 
Monika Griefahn weiter: 
„Der Landkreis Harburg 
profi-tiert ganz besonders 
von dem Bundespro-
gramm ‚Lärmsanierung 
an bestehenden Schie-
nenstrecken’. In Jesteburg 
stehen die Lärmschutz-
wände bereits; in westli-
chen Teil von Stelle plant 
die DB Projektbau dieses 
Jahr die Lärmsanierung, 
und in Buchholz werden 
die Planungen im nächs-
ten Jahr aufgenommen. 
In Stelle erhalten sogar  
Streckenabschnitte nach-
träglichen Lärmschutz 
(Hauptstrecke 1 Han-
nover-Hamburg und Gü-
terbahnstrecke 1/11 

Buchholz – HH-
Allermöhe). Es ist jeweils 
ein Planfeststellungsver-
fahren erforderlich, das 
etwa 1 – 1 Monate in 
Anspruch nimmt. Danach 
kann dann mit den ganz 
konkreten Lärmschutz-
maßnahmen begonnen 
werden.“ „Von der Lärm-
sanierung zu unterschei-
den ist die Lärmvorsorge 
bei einem Neubau oder 
wesentlichen Ausbau ei-
ner Strecke“, so Monika 
Griefahn weiter, „Beim 
Bau des . Gleises gelten 
entlang der Ausbaustre-
cke des . Gleises zwi-
schen Stelle und Lüne-
burg, also im östlichen 
Teil von Stelle, in Ashau-
sen und Winsen, dann die 
strengen Richtwerte der 
Lärmvorsorge. Auch hier 
wird es beim Bau des . 
Gleises umfangreiche 
Maßnahmen für passiven 
Lärmschutz geben. Auch 
wenn man nicht alle 
Wünsche erfüllen kann, 
hat es nie mehr Aktivitä-
ten für besseren Lärm-
schutz gegeben als unter 
der SPD-geführten Bun-
des-regierung.“ Angelika 
Mertens wies darauf hin, 
dass die Europäische Uni-
on an einer „Umgebungs-
lärmrichtlinie“ arbeitet, 

die für ca. 1 erwartet 
wird und die dann die 
Lärmschutzvorschriften 
europaweit vereinheit-
licht. Ziel muss es sein, so 
die Staatssekretärin, die 
Lärmwerte des Güterver-
kehrs auf der Schiene und 
den Straßen EU-weit und 
damit diskriminie-
rungsfrei abzusenken. 
Gute Erfahrungen gebe es 
beim Güterverkehr auf 
der Schiene mit Güterzü-
gen, die mit lärmarmen 
Kunststoffbremsen aus-
gestattet sind.  Die Bun-
desregierung fördere den 
umweltfreundlichen Gü-
terverkehr und den Wett-
bewerb auf der Schiene, 
so Angelika Mertens. 
Schon heute habe die 
Bahn rund  Kunden, 
die Schienenverkehre auf 
dem Schienennetz der 
Deutschen Bahn anbie-
ten. Die kombinierten 
Verkehre (LKW / Bahn) 
laufen gut; Probleme bei 
grenzüberschreitenden 
Eisenbahnverkehren sol-
len reduziert werden. Die 
EU arbeite an einem Ei-
senbahnpaket 1 und .  
 

www.jugendstiftung-civitas.org
www.entimon.de
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Das erste Foto in Jeste-
burg zeigt (vordere Reihe, 
v.l.n.r.): Peter Winter (Ge-
samtprojektleiter Lärm-
sanierung DB Projektbau 
GmbH), Monika Griefahn 
(SPD-Bundestagsabge-
ordnete), Angelika Mer-
tens (Parlamentarische 

Staatssekretärin im Bun-
desverkehrsministerium 
und MdB), Silva Seeler 
(SPD-Landtagsabgeord-
nete), Norbert Stein (Bür-
germeister Buchholz) und 
Dr. Annette Manger-
Scheller (Samtgemeinde-
bürgermeisterin Jeste-
burg) sowie (hintere Rei-
he, v.l.n.r): Karl-Heinz 
John (Bundesverkehrsmi-
nisterium), Udo Heit-
mann (Bürgermeister Jes-
teburg), Siegfried Ziegert 
(Stv. SPD-Ortsvereinsvor-
sitzender Jesteburg), Prof. 

Dr. Jens-Rainer Ahrens 
(Vorsitzender der SPD-
Kreistagsfraktion)  und 
Joachim Bordt (Erster 
Kreisrat Landkreis Har-
burg). 
 
 

 
 

 
 
 
Das zweite Foto zeigt 
(v.l.n.r.): Herbert Neu-
mann und Peter Winkler 
(beide DB Projektbau 
GmbH), Siegfried Ziegert, 
Prof. Dr. Jens-Rainer Ah-
rens, Monika Griefahn 
MdB, die Parla-
mentarische Staatssekre-
tärin Angelika Mertens 
MdB, Silva Seeler MdL 
und Udo Heitmann. 

 
Hintergrundinformationen zum Bundesprogramm „Lärmsanierung an bestehenden  
Eisenbahnstrecken“ und zum Stand der Umsetzung in Niedersachsen 
Seit 1 stellt die Bun-
desregierung für die 
Lärmsanierung an beste-
henden Schienenwegen 
des Bundes jährlich Mittel 
in Höhe von 1 Millionen 
Euro zur Verfügung. Da-
mit wurde erstmals die 
finanzielle Möglichkeit 
geschaffen, Schallschutz-
maßnahmen auch ent-
lang vorhandener Schie-
nenwege umzusetzen. Es 
handelt sich im Wesentli-
chen um eine Kombinati-
on von so genannten ak-
tiven und passiven Schall-
schutzmaßnahmen. Un-
ter den aktiven Maßnah-
men sind an vorderster 
Stelle die Schallschutz-
wände entlang der Stre-

cke zu nennen. Passive 
Maßnahmen sind schall-
technische Verbesserun-
gen an Gebäuden, wie 
beispielsweise der Einbau 
von Schallschutzfenstern 
in Verbindung mit schall-
gedämpften Lüftern oder 
die Dämmung von Au-
ßenwänden und Dächern. 
Bei diesem Programm 
handelt es sich um eine 
freiwillige Leistung des 
Bundes, auf die kein 
Rechtsanspruch besteht. 
Bundesweit sind aktuell 
in über  Ortslagen 
Lärmsanierungsmaßnahmen 
in Planung bzw. in Bau. Seit 
August  liegt die 
zweite Fortschreibung 
mit jetzt insgesamt mehr 

als  Ortsdurchfahrten 
vor. Mit der Realisierung 
ist bundesweit die DB 
ProjektBau GmbH beauf-
tragt. In der Dringlich-
keitsliste des bundesweit 
laufenden Programms be-
finden sich insgesamt 1 
Ortsdurchfahrten in den 
Ländern Niedersachsen 
und Bremen. Bei 11 Orts-
durchfahrten wurden die 
Arbeiten bereits abge-
schlossen, hierzu zählen 
Schallschutzwände in 
Bremen-Neustadt, Han-
nover, Kirchhorsten und 
entlang der Güterumge-
hungsbahn Hannover. Die 
Gesamtlänge der bis Ende 
 fertig gestellten 
Schallschutzwände be-

trägt 1, Kilometer, wei-
tere acht Kilometer sollen 
bis Ende  hinzu-
kommen.  Aktuell werden 
in insgesamt 1 Orts-
durchfahrten Maßnah-
men der Lärmsanierung 
umgesetzt, weitere  
Ortsdurchfahrten befin-
den sich derzeit in Pla-
nung. Die Schwerpunkte 
liegen dabei an den Stre-
cken Bremen–Hannover 
und Hannover–Göttin-
gen. In Bremen und Nie-
dersachsen wurden bis 
Ende  insgesamt 
Bundesmittel in Höhe von 
1, Millionen Euro inves-
tiert, für  stehen  
, Millionen Euro zur 
Verfügung.  

 
Folgende Streckenabschnitte aus dem Landkreis Harburg sind in der Dringlichkeitsliste  
„Lärmsanierung an bestehenden Eisenbahnstrecken“ des Bundesministeriums für Verkehr, 
Bau- und Wohnungswesen (Stand: 1. August ) enthalten: 
 

Ortsdurchfahrt Strecke 
Nr. 

Streckenabschnitt von km bis km Länge km Aufnahme 
in die Liste 

Buchholz 1 Buchholz – HH-
Allermöhe 

, 1, 1, Aug.  

Buchholz  
u.a. 

Bremen - Hamburg 1, ,1 ,1 Aug.  

Jesteburg 1 Maschen - Buchholz , , 1, Juni 1 
Stelle 1 

(11) 
Buchholz – HH-
Allermöhe 

1, , , Aug.  

 
Mittlerweile wurde  nach Auskunft der DB zusätzlich der folgende Streckenabschnitt in die Dringlichkeitsliste auf-
genommen [Parallel dazu verläuft die Strecke 1, die bei der Umsetzung der Lärmsanierungsmaßnahmen be-
rücksichtigt wird.] : 
 

Stelle 1 Lüneburg - 
Hamburg 

1, 11, ,  
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Monika Griefahns Sommertour  steht bevor 
Vom 1. bis zum . August ist Monika Griefahn wieder im ganzen Wahlkreis unterwegs  
/ Monika Griefahns Sommerfest am 1. August 
Auch in diesem Jahr ist 
Monika Griefahn wieder 
auf Sommertour im gan-
zen Wahlkreis in den 
Landkreisen Harburg und 
Soltau-Fallingbostel un-
terwegs. Auf dem Pro-
gramm werden wieder 
Radtouren, Besuche von 
Museen und Sehenswür-
digkeiten, Gespräche mit 
Vereinen und Verbänden 
und etliche Grillfeste ste-
hen. An dem Programm 
wird derzeit noch gear-
beitet. Wie jedes Jahr fei-
ert Monika Griefahn wie-
der ein großes Sommer-
fest, dieses Mal am 1. 
August ab 1: Uhr bei 
Monika Griefahn privat. 
Alle Nachbarn, Arbeitskol-
legen, Freunde und Be-
kannte, Genossinnen und 
Genossen sind schon jetzt 
herzlich zur Sommertour 
und zum Sommerfest 
eingeladen ! 

Für Monika Griefahns  
Sommerfest am 1.  
August wird um Anmel-
dung bis zum 1. August 
 gebeten: 
 
Anmeldung für den  
Landkreis Harburg bei 
Matthias Westermann: 
Monika Griefahn MdB, 
Bürgerbüro Lkr. Harburg, 
Brauhofstr. 1, 1 Winsen, 
Tel.: 11 / 11, Fax: 
11 / 1, E-mail: 
monika.griefahn 
@wk.bundestag.de 
 
Anmeldung für den Land-
kreis Soltau-Fallingbostel 
bei Gunda Ströbele: 
Monika Griefahn MdB, 
Büro Lkr. Soltau-Falling-
bostel, Uppen Drohm 1, 
  Neuenkirchen,  
Tel: (1) ,  
Fax: (1) , Email: 
sfa@monika-griefahn.de 

 

 
Ausbildungspakt dank Ausbildungsumlage 
Chancen auf Ausbildung und Beschäftigung für die Jugend 
Erstmals in der Geschich-
te der Bundesrepublik 
konnte mit der Wirtschaft 
ein verbindlicher Ausbil-
dungspakt geschlossen 
werden. Bundesregierung 
und Wirtschaftverbände 
haben am 1. Juni  
den "Nationalen Pakt für 
Ausbildung und Fachkräf-
tenachwuchs in Deutsch-
land" unterzeichnet. Die-
ser Pakt wurde nur mög-
lich, weil die SPD-
Bundestagsfraktion mit 
großer Entschlossenheit 
die Einführung einer Aus-
bildungsplatzumlage be-
trieben hat. Mit dem Pakt 
verpflichten sich die Part-
ner gemeinsam und ver-
bindlich, in enger Zu-
sammenarbeit mit den 
Ländern allen ausbil-
dungswilligen und aus-
bildungsfähigen jungen 

Menschen ein Angebot 
auf Ausbildung zu unter-
breiten. Auch Jugendliche 
mit eingeschränkten 
Vermittlungschancen sol-
len Perspektiven für den 
Einstieg in die berufliche 
Ausbildung und das Be-
rufsleben erhalten. 
Der Pakt verpflichtet die 
Partner unter anderem zu 
folgenden Maßnahmen: 
■  Die Wirtschaft setzt 

sich ab  das ver-
bindliche Ziel, wäh-
rend der dreijährigen 
Dauer des Paktes im 
Jahresdurchschnitt 
. neue Ausbil-
dungsplätze einzu-
werben. 

■ Die Wirtschaft wird 
zusätzlich ab dem Jahr 
 jährlich insge-
samt . Plätze für 
betrieblich durchge-

führte Einstiegsquali-
fikationen bereitstel-
len. Die Betriebe tra-
gen dabei die Sach- 
und Personalkosten 
der Ausbildung. Die  
Bundesagentur für Ar-
beit zahlt einen Zu-
schuss zum Unterhalt 
der Jugendlichen. 

■ Die Bundesregierung 
wird die Zahl der Aus-
bildungsplätze in der 
Bundesverwaltung im 
Jahre  um rund 
 % erhöhen. 

■ Die Bundesagentur für 
Arbeit setzt ihre aus-
bildungsfördernden 
Maßnahmen mindes-
tens auf gleicher Höhe 
wie im Jahre  fort. 

■ Der Bund stellt sicher, 
dass das Bund-Länder-
Ausbildungspro-

gramm Ost im Jahr 
 mit 1. Plät-
zen fortgeführt wird. 

■ Zur Verbesserung des 
Vermittlungsprozes-
ses wird die Bundes-
agentur für Arbeit 
frühzeitig sowohl mit 
den Jugendlichen als 
auch mit den Betrieben 
Kontakt aufnehmen. 

■ Der Deutsche Indust-
rie- und Handelskam-
mertag (DIHK) und der 
Zentralverband des 
Deutschen Handwerks 
(ZDH) werden zusätz-
liche  Ausbil-
dungsplatzwerber ein-
setzen, mit dem Ziel 
die betrieblichen Aus-
bildungspotentiale 
auszuschöpfen. 
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Mit der Unterzeichnung 
des Paktes haben wir ein 
langjähriges sozialdemo-
kratisches Projekt ver-

bindlich für die Wirt-
schaft umgesetzt und für 
die jungen Menschen 
damit die beste Lösung 

erreicht. Wir haben im-
mer gesagt, dass freiwilli-
ge Lösungen Vorrang vor 
einem Gesetz haben. Mit 

dem Pakt haben wir den 
Grundstein für eine bes-
sere Zukunft der Jugend-
lichen gelegt. 

 

Monika Griefahn fordert mehr Ausbildungsplätze 
Die SPD-Bundestagsabge-
ordnete Monika Griefahn 
fordert weitere Anstren-
gungen von Industrie, 
Handel und Handwerk 
zur Schaffung von neuen 
und zusätzlichen Lehrstel-
len.  
Monika Griefahn: „Wir 
können nicht zusehen, 
dass Jugendliche ohne 
Ausbildungsplatz und 
Perspektive bleiben und 
keinen Einstieg ins Be-
rufsleben finden. In weni-
gen Jahren werden uns 
die Fachkräfte fehlen, die 
heute nicht ausgebildet 
werden. Ich würde es be-
grüßen, wenn eine Aus-
bildungsplatzumlage 

nicht notwendig werden 
würde. Leider kommen 
die Unternehmen in ihrer 
Gesamtheit jedoch nicht 
ihrer Ausbildungsver-
pflichtung nach. Dies gilt 
insbesondere auch für die 
Industrie und die Großun-
ternehmen. Nur rund  
% der Betriebe bilden ü-
berhaupt noch aus. Die 
Zusagen und freiwilligen 
Selbstverpflichtungen ei-
niger Spitzenverbände 
haben in der Vergangen-
heit leider nicht den ge-
wünschten Erfolg ge-
bracht. Die Bundesregie-
rung wird deshalb han-
deln müssen, wenn nicht 
bald eine Verbesserung 

der Ausbildungssituation 
eintritt. 
Alle Beteiligten sind ge-
fordert, den jungen Men-
schen eine betriebliche 
Ausbildung zu ermögli-
chen. Das Duale System, 
in vielen Punkten welt-
weit immer noch vorbild-
lich, muss allen Schulab-
gängern, die dies wün-
schen, eine qualifizierte 
berufliche Bildung bieten. 
Denn schon in wenigen 
Jahren werden wir in 
Deutschland einen aus-
geprägten Fachkräfte-
mangel haben, was ange-
sichts der hohen Arbeits-
losigkeit heute noch nicht 

zur Kenntnis genommen 
wird. 
In diesem Zusammen-
hang begrüße ich die be-
sonders engagierte Arbeit 
der IHK Wolfsburg-
Lüneburg, die mit persön-
lichem Engagement vie-
len jungen Menschen zu 
einem Ausbildungsplatz 
verholfen hat. Zur Nach-
ahmung empfohlen sind 
auch die Tarifverträge mit 
brancheneigenen Ausbil-
dungsplatzumlagen, die 
zwischen der IG BCE und 
der IG Bau und den ent-
sprechenden Wirtschafts-
verbänden abgeschlossen 
worden sind.“ 

 

Daten und Fakten zur Ausbildungssituation (1) 
Die Lehrstellensituation 
hat sich in den vergange-
nen Jahren immer weiter 
verschlechtert und droht 
auch  prekär zu werden. 
Dies belegen die folgen-
den Fakten: Die Zahl der 
neu besetzten betriebli-
chen und außerbetriebli-
chen Ausbildungsplätze 
war im Jahr  bun-
desweit so niedrig wie 
seit mindestens 1 
nicht mehr (: 
., 1: 1.1, 
1: . und 1: 
.1, vgl. Anlage, Zeile 
). Dabei hat in dieser Zeit 
der Anteil der außerbe-
trieblichen Ausbildung 
noch zugenommen, der 
Anteil der betrieblichen 
Bildung noch abgenom-
men. Seit dem Jahr  
hat sich die Zahl der be-
trieblichen Ausbildungs-
plätze in Ausbildungsbe-
rufen bundesweit von 
. auf .1 im 
Jahr  reduziert. Dies 
entspricht einer Verringe-
rung um rund 11,% in nur 
vier Jahren. Der Anteil der 
betrieblichen Ausbil-

dungsplätze an der Ge-
samtzahl der abgeschlos-
senen Ausbildungsverträ-
ge sank in diesem Zeit-
raum von ,% auf 
,%, dementsprechend 
stieg der Anteil der staat-
lich finanzierten Plätze 
von ,% im Jahr  
auf 1,% im Jahr . 
Von den zum .. 
abgeschlossenen . 
Ausbildungsverträgen 
entfielen . auf öf-
fentlich finanzierte Pro-
gramme. Nur noch 
.1 Ausbildungsplät-
ze wurden seitens der 
Wirtschaft bis zu diesem 
Zeitpunkt besetzt. Der 
Rückgang der gesamten 
Zahl der Ausbildungsver-
träge ist somit nahezu 
ausschließlich auf die ge-
ringe Zahl der betriebli-
chen Ausbildungsverträge 
zurückzuführen. Der An-
teil der Absolventen aus 
allgemein bildenden 
Schulen, die eine Lehre 
absolvieren, war  so 
niedrig wie kaum je zuvor 
(: , %, 1: , 
%, 1: , % und 1: 

, %, vgl. Anlage, Zeile 
).  Am schlimmsten 
wiegt der Umstand, dass 
einer großen Zahl von Ju-
gendlichen keine Lehrstel-
le angeboten werden 
konnte, obwohl sie eine 
suchten. Selbst wenn 
man nur die Differenz 
zwischen den noch offe-
nen Plätzen und den noch 
Lehrstellen Suchenden 
betrachtet, geht die Sche-
re immer weiter ausein-
ander und besteht ein 
krasses Unterangebot an 
Lehrstellen (: -. 
Lehrstellen zu wenig, 
1: -. Lehrstellen 
zu wenig, 1: + .1 
Lehrstellenmehrangebot 
und 1: + 1., vgl. 
Anlage, Zeile 1). Diese 
Zahlen beinhalten die 
Bewerber, die bis zum 
Ende des Geschäftsjahres 
nicht vermittelt werden 
konnten, und die Bewer-
ber, die eine Alternative 
zu einer Lehre beginnen, 
aber weiter vermittelt 
werden wollen. Diese Be-
trachtung berücksichtigt 
noch nicht, dass Lehrstel-

len mit sehr unterschied-
licher regionaler Vertei-
lung und auch nicht in 
den „Wunschberufen“ 
angeboten werden. Selbst 
wenn alle bestehenden 
Lehrstellen besetzt wür-
den, blieben  bun-
desweit mindestens 
. Jugendliche ohne 
Ausbildungsplatz. In 
Wirklichkeit sind es weit 
mehr. Das ist dramatisch. 
Auch die jüngsten Zahlen 
der Ausbildungsvermitt-
lungsstatistik der Bun-
desagentur für Arbeit (BA) 
zum 1.1. bestätigen 
den rückläufigen Trend 
bei den gemeldeten Aus-
bildungsplätzen: Bun-
desweit ging die Anzahl 
der Ausbildungsplätze 
von . (Januar ) 
um . oder ,% auf 
1. zurück. Bei den 
gemeldeten Ausbildungs-
suchenden ist bundes-
weit weiter eine Zunah-
me zu verzeichnen; im 
Vergleich zum Januar 
 sind dies . o-
der ,% Ausbildungssu-
chende mehr, nämlich 
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.. Die öffentliche 
Hand reagiert neben ihrer 
Verpflichtung zur Finan-
zierung der Berufsschulen 
zunehmend mit Ausga-
bensteigerungen zur 
Schaffung zusätzlicher 

Ausbildungsplätze. Im 
vergangenen Jahr wurde 
jeder neunte der . 
von den Unternehmen 
neu abgeschlossenen 
Ausbildungsverträgen 
voll aus öffentlichen Mit-

teln bezahlt. Bei den Aus-
gaben zur Schaffung zu-
sätzlicher Ausbildungs-
plätze (1:  Mio. Eu-
ro / :  Mio. Euro) 
handelt es sich zu einem 
beträchtlichen Teil um 

Ausbildungskosten, die 
der Staat den Ausbil-
dungsbetrieben teilweise 
erstattet.  

 

Daten und Fakten zur Ausbildungssituation () 
Im Zusammenhang mit 
dem Thema „Ausbil-
dungsfähigkeit“ Jugendli-
cher ist darauf hinzuwei-
sen, dass die Bundesre-
gierung ihrer Verantwor-
tung nachkommt und er-
hebliche Summen in die 
Berufsvorbereitung und 
Qualifizierung investiert. 
Einen starken Anstieg er-
lebte die individuelle För-
derung der beruflichen 
Ausbildung durch die 
Bundesagentur für Arbeit, 
zum Beispiel im Rahmen 
der Förderung benachtei-
ligter Zielgruppen, die 
von rund 1, Milliarden 
Euro im Jahre 1 auf 
über , Milliarden Euro 
im Jahre  anwuchs. 
Mittlerweile bilden von 
den fast ,1 Millionen Be-
trieben nur noch rund  
% aus. Die Ausbildungs-
quote (bundesweites 
Verhältnis der Auszubil-
denden zur Anzahl der 
sozialversicherungspflich-
tig Beschäftigten) liegt 
bei den kleineren Unter-

nehmen (vor allem Hand-
werksbetriebe) mit  % 
deutlich besser als bei 
Großunternehmen. Die 
Zahl der unversorgten 
Schulabgänger steigt von 
Jahr zu Jahr. Am 
.. ist die Zahl der 
noch nicht vermittelten 
Bewerberinnen und Be-
werber gegenüber dem 
Stichtag im Jahr  um 
11. oder ,% auf 
.1 gestiegen. Beson-
ders aufschlussreich ist 
ein Blick auf die Entwick-
lung der Lücke, das heißt 
die Differenz zwischen 
der Zahl der noch offenen 
Plätze und der Zahl der 
noch nicht vermittelten 
Bewerber. War dieses 
Verhältnis im Jahre 1 
mit +. noch positiv, 
so entstand  eine Lü-
cke von . und  
sogar von .1 (vgl. An-
lage, Zeile 1). Zu den am 
.. bei den Ar-
beitsämtern gemeldeten 
.1 unversorgten Be-
werbern kommen noch 

diejenigen hinzu, die sich 
in so genannten Warte-
schleifen befinden, aber 
nicht in der BA-Statistik 
geführt werden. Dabei 
handelt es sich um Ju-
gendliche, die sich wegen 
erfolgloser Lehrstellensu-
che eher unfreiwillig in 
Alternativen (z.B. Berufs-
vorbereitungsjahr) befin-
den und versuchen, ihrer 
Situation positive Seiten 
abzugewinnen. Ein großer 
Teil möchte aber weiter-
hin so schnell wie mög-
lich in eine Lehre und hält 
auch offiziell seinen Ver-
mittlungswunsch auf-
recht. Ihre Zahl ist in den 
letzten Jahren deutlich 
gestiegen,  waren es 
bundesweit . Be-
werber.  Inzwischen gibt 
es nach der Statistik der 
BA etwa eine halbe Milli-
on Menschen ohne Ar-
beit, die jünger als  
sind, und von denen hat 
wiederum rund die Hälfte 
keine Berufsausbildung. 
Die Jugendlichen ohne 

Ausbildungsplatz von 
heute sind die Langzeit-
arbeitslosen von morgen! 
Aufgrund der demogra-
phischen Entwicklung 
werden im Vergleich des 
Jahres 1 zum Jahr 1 
in Deutschland mehr als 
eine Million Fachkräfte 
fehlen. All dies macht 
deutlich, dass das in 
Deutschland zur Verfü-
gung stehende künftige 
Fachkräftepotenzial sei-
tens der Arbeitgeber nicht 
ausgeschöpft wird. Diese 
Entwicklung gefährdet 
die künftige wirtschaftli-
che Entwicklung in 
Deutschland und die 
Wettbewerbsfähigkeit 
der deutschen Unter-
nehmen. 
 
 
 
Dieser Text und die zitier-
te Anlage sind als Presse-
mitteilung Nr. / 
abzurufen unter: 
www.monika-griefahn.de  
 

 

Politik im Internet: Aktuelle Link-Tipps 
Wenn Sie auf die Links klicken, werden die Internetseiten bei bestehender Internetverbindung direkt in Ihrem Browser geöffnet! 
 
Internetadresse Erläuterung 
www.monika-griefahn.de Internetseite von Monika Griefahn MdB, Tipp: In der Rubrik „Service“ finden 

sich unter „Linkliste“ rund 1. Links, darunter auch  Links von Anbie-
tern aus den Landkreisen Harburg und Soltau-Fallingbostel 

www.spd.de Internetangebot der Bundes-SPD 
www.spd-niedersachsen.de Internetangebot der Landes-SPD 
www.spdfraktion.de Internetangebot der SPD-Bundestagsfraktion mit den aktuellen Topthemen 

Zeit für Innovationen, Ausbildungsumlage, Bekämpfung der  Schwarzarbeit, 
Jugendliche vor Alcopops schützen, EU-Erweiterung und Agenda 1   

www.bundesregierung.de Die Bundesregierung im Internet 
www.spd-lkharburg.de Internetangebot des SPD-Unterbezirks Landkreis Harburg 
www. spd-soltau-fallingbostel.de Internetangebot des SPD-Unterbezirks Soltau-Fallingbostel 
 
 
 
 
 

www.monika-griefahn.de
www.spd.de
www.spd-niedersachsen.de
www.spdfraktion.de
www.bundesregierung.de
www.spd-lkharburg.de
www. spd-soltau-fallingbostel.de
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Aktuelle Termine 
Datum Zeit Thema Ort 
.. 1: „Arbeitskreis Kreisentwicklung“ des SPD UB Lkr. Harburg Hotel Maack, Maschen 
.. 1: „Arbeitskreis Wahlen und moderne Parteiarbeit“ des SPD UB Lkr. 

Harburg (nur parteiöffentlich) 
SPD-Büro Winsen,  
Brauhofstraße 1 

.. 1: Verleihung des „Bürgerpreis Landkreis Harburg “  
an verdiente Ehrenamtliche (nur mit Einladung) 

Sparkasse Harburg-Bux-
tehude, Filiale Buchholz 

1.. : – 
: 

Tagesfahrt nach Berlin für Jugendliche ab 1 Jahren und junge 
Erwachsene aus dem Lkr. Harburg (nähere Infos Tel.: 11 / 
11) 

Abfahrt ab Tostedt, Buch-
holz, Maschen, Winsen, 
Elbmarsch 

1.. 1: Monika Griefahns Sommerfest  
(parteiöffentlich, nur mit Anmeldung) 

bei Monika Griefahn  
privat 

 
 
 
 
 Deutscher Bundestag 
Mitarbeiter: Dirk Beusch, Renate Mantzke 
Platz der Republik, 1111 Berlin 
Bürogebäude: Paul-Löbe-Haus 
Tel: () - /  
Fax: () -1 
Email: monika.griefahn@bundestag.de 

 Bürgerbüro Lkr. Harburg 
Mitarbeiter: Matthias Westermann 
Brauhofstraße 1,  
1 Winsen/Luhe 
Tel: (11) 11 
Fax: (11) 1 
Email: monika.griefahn@wk.bundestag.de 

 Büro Lkr. Soltau-Fallingbostel  
Mitarbeiterin: Gunda Ströbele 
Uppen Drohm 1,  
 Neuenkirchen 
Tel: (1)  
Fax: (1)  
Email: sfa@monika-griefahn.de 

 
 
 
 
 


